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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Benz, Dr. Franz, Hösl, 
Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Engelsberger, 
Frau Dr. Walz und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2591 - 

betr. Förderung der Tätigkeit der Arbeitnehmererfinder und freien Erfinder 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben 
vom 7. November 1974 - 3610/3 II - 36 987/74 - die 
Kleine Anfrage - hinsichtlich der Fragen Nr. l r 2, 5 
und 6 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Forschung und Technologie und dem Bundesminister 
für Wirtschaft, die Fragen Nr. 7 bis 16 im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung und die Frage Nr. 20 im Einverneh- 
men mit den vorgenannten Bundesministern und 
dem Bundesminister der Finanzen - wie folgt beant- 
wortet: 


1. Wie hat sich die Zahl der patentierten und 
verwerteten Erfindungen in der Bundesrepu- j 
blik Deutschland seit 1949 entwickelt, und wel- i 
chen Beitrag leisteten hierzu Arbeitnehmer- ! 
erfinder und freie Erfinder? j 

1. Die zahlenmäßige Entwicklung der patentierten j 
Erfindungen in der Bundesrepublik Deutschland ; 
seit dem Jahre 1949 ergibt sich aus der nach- j 
stehenden Übersicht. Spalte 2 der Übersicht ent- j 
hält die Zahl der in den einzelnen Jahren erteil- | 
ten Patente, Spalte 3 den am Ende des jeweiligen 
Jahres erreichten Bestand an in Kraft befind- ; 
liehen Patente. < 


Jahr 

Erteilte Patente 

Am Jahresende 
in Kraft gebliebene 
Bundespartente 

1 

2 

3 

1949 

— 

— 

1950 

2 383 

2 383 

1951 

27 767 

29814 

1952 

37 179 

63 048 


1953 

37 113 

89 520 

1954 

19 140 

90 383 

1955 

14 760 

90 494 

1956 

18 150 

92 408 

1957 

20 467 

97 648 

1958 

19 837 

101 809 

1959 

22 556 

109 306 

1960 

19 666 

113 829 

1961 

20 550 

120 041 

1962 

18 508 

122 914 

1963 

15 542 

121 978 

1964 

19 597 

124 085 

1965 

16 780 

124 676 

1966 

22 598 

128 170 

1967 

19871 

127 652 

1968 

21 169 

125 540 

1969 

22 623 

129 738 

1970 

12 887 

125 668 

1971 

18 149 

118 676 

1972 

20 600 

119 128 

1973 

23 934 

123 552 


Insgesamt: 491 826 

Uber den Umfang der Verwertung erteilter Pa- 
tente liegt statistisches Material nicht vor. Ge- 
wisse Rückschlüsse lassen jedoch die Erhebungen 
des IFO-Instituts für Wirtschaftsforschung im 
Rahmen des von ihm im Auftrag der Kommission 
für wirtschaftlichen und sozialen Wandel 1971 
erstellten Gutachtens „Patentwesen und tech- 
nischer Fortschritt" zu. Danach wurden von den 
erfaßten Patenten deutscher Unternehmen ver- 
schiedener Branchen (Gesamtzahl der untersuch- 
ten Patente: 1239) im Zeitpunkt der Erfassung 
70 v. H. genutzt, während weitere 6 v. H. früher 
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genutzt worden waren; in 13 v. H. der Fälle war 
eine Nutzung für die Zukunft beabsichtigt oder 
erhofft; in den verbleibenden 11 v. H. der Fälle 
war eine Nutzung nicht beabsichtigt. 

Diese Ergebnisse lassen sich allerdings auf Pa- 
tente von freien Erfindern nicht übertragen. Bei 
freien Erfindern werden Patente, bei denen eine 
Nutzung nicht beabsichtigt ist, kaum Vorkom- 
men; zum anderen lassen die Erfahrungen der 
Patentstelle für die Deutsche Forschung bei der 
Fraunhofergesellschaft zur Förderung der ange- 
wandten Forschung e. V. in München erkennen, 
daß bei diesem Anmelderkreis der Anteil der für 
eine Verwertung geeigneten Patente geringer 
sein dürfte als bei Patenten, die von Unterneh- 
men angemeldet worden sind (vgl. Bericht des 
Bundesministeriums für Wirtschaft über die tech- 
nologische Situation und ihre Rahmenbedingun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 
1970, S. 97). 

2. Der Anteil der Arbeitnehmererfindungen und 
der Erfindungen von freien Erfindern an der Ge- 
samtzahl der erteilten Patente wird ebenfalls 
nicht statistisch erfaßt. Schätzungen gehen je- 
doch dahin, daß Patente von deutschen Anmel- 
dern zu mehr als 80 v. H. Erfindungen betreffen, 
die von Arbeitnehmern im Rahmen ihrer Tätig- 
keit in den Unternehmen gemacht worden sind. 
Bei den Erhebungen des IFO-Instituts im Rah- 
men des bereits angeführten Gutachtens ergab 
sich für sämtliche dabei erfaßten Patente folgen- 
der Verteilungsschlüssel: 

Arbeitnehmererfindungen 87 v. H. 

Erfindungen von Firmeninhabern, 

gekaufte Patente u. ä. 6 v. H. 

Patente von Einzelerfindern 7 v. H. 


2. Warum hat das Bundesministerium für For- 
schung und Technologie dem Deutschen Er- 
finderverband die staatliche Förderung von 
Arbeitnehmererfindern und sonstigen Erfin- 
dern abgelehnt? 

Die Bundesregierung hat eine weitergehende staat- 
liche Förderung von Arbeitnehmererfindern und 
sonstigen Erfindern in der Vergangenheit nicht in 
Erwägung gezogen, weil sie die bereits bestehenden 
Fördermaßnahmen zugunsten von Erfindungen für 
ausreichend und angemessen hält. Diese Fördermaß- 
nahmen bestehen im wesentlichen in steuerlichen 
Erleichterungen, wie sie in der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU - Drucksache 7/1173 - zur Patent- und 
Lizenzpolitik (dort Teilfrage 6) in Drucksache 
7/1429 dargelegt sind. Die Bundesregierung hat dar- 
über hinaus die in der Antwort zu Frage 1 bereits 
erwähnte Patentstelle für die Deutsche Forschung 
mit Mitteln ausgestattet, die es erlauben, verwert- 
bare Erfindungen nicht aus Gründen der wirtschaft- 
lichen Schwäche ihrer Erfinder scheitern zu lassen. 


3. Warum wird der Beirat des Bundesministe- 
riums der Justiz für gewerblichen Rechtsschutz 
nicht paritätisch mit Vertretern der deutschen 
Erfinderverbände und Vertretern der Verwer- 
ter {Industrie, Handwerk) besetzt? 

Die beim Bundesminister der Justiz bestehende 
Sachverständigenkommission für gewerblichen 
Rechtsschutz hat die Aufgabe, den Bundesminister 
der Justiz bei Gesetzgebungsvorhaben sowie bei 
internationalen Vorhaben auf dem Gebiet des ge- 
werblichen Rechtsschutzes zu beraten und zu unter- 
stützen. Entsprechend dieser Aufgabenstellung ge- 
hören der Kommission namhafte Sachkenner auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes, ins- 
besondere aus Wissenschaft und Rechtsprechung, 
aus der Rechtsanwaltschaft und der Patentanwalt- 
schaft sowie aus der Industrie an. Darüber hinaus 
haben der Kommission von Anfang an auch nam- 
hafte Erfinder angehört, die gerade wegen ihrer Er- 
fahrungen und Kenntnisse als bedeutende Erfinder 
in die Kommission berufen worden sind. Eine pari- 
tätische Besetzung des Ausschusses durch Erfinder- 
vertreter und Vertreter der Verwerter (Industrie 
und Handwerk) scheidet nach der Aufgabenstellung 
aus. 


4. In welcher Weise wurden bisher durch die 
Bundesregierung die Erfinder als die eigentlich 
Betroffenen vor Gesetzgebungsmaßnahmen auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 
angehört? 

Die Bundesregierung hat bei allen Gesetzgebungs- 
vorhaben auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes unter anderem den Bundesverband der 
Deutschen Industrie, den Deutschen Industrie- und 
Handelstag, den Deutschen Gewerkschaftsbund und 
der Patentanwaltskammer angehört. Diese Verbän- 
de haben auch die Interessen der ihnen angehören- 
den oder von ihnen vertretenen Erfinder wahrge- 
nommen. Außerdem ist bei diesen Gesetzgebungs- 
vorhaben stets die Deutsche Vereinigung für ge- 
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht beteiligt 
worden, der zahlreiche Erfinder angehören und 
deren Erfinderreehtsausschuß sich speziell mit 
Fragen des Erfinderrechts befaßt. Schließlich ist auf 
die Beteiligung der in der Antwort zu Frage 3 er- 
wähnten Sachverständigenkommission für gewerb- 
lichen Rechtsschutz hinzuweisen. 


5. Hält die Bundesregierung eine Verbesserung 
der Marktverhältnisse für die Verwertung von 
Erfindungen und Sdiutzrediten zum Zwecke 
des Ausgleichs der unterlegenen Marktposition 
der Erfinder für notwendig, und welche Maß- 
nahmen hat die Bundesregierung in dieser 
Hinsicht bereits vorbereitet? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der 
Erfinder bei der wirtschaftlichen Verwertung seiner 
Erfindungen nicht selten in einer faktisch benach- 
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teiligten Position befindet, insbesondere im Verhält- 
nis zu Großunternehmen. Als Beitrag zur Vermei- 
dung von Übervorteilungen der Erfinden bei Ver- 
tragsabschlüssen mit Wirtschaftsunternehmen unter- 
stützt die Bundesregierung die in der Antwort zu 
Frage 1 erwähnte Patentstelle für die Deutsche For- 
schung, 


6. Warum will das Ministerium für Forschung 
und Technologie keine Sammelstelle für tech- 
nische Probleme von Industrie und Handwerk 
zwecks Anregung aktueller, volkswirtschaftlich 
wertvoller Erfindungen mit Öffentlichen Mit- 
teln fördern oder als staatliche Erfinderbörse 
ausgestalten? 

Der Gedanke, eine Sammelstelle für technische Pro- 
bleme von Industrie und Handwerk zu unterstützen, 
erscheint der Bundesregierung durchaus erwägens- 
wert. Die Erfahrungen der Bundesregierung aus der 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft zeigen aller- 
dings, daß der Industrie nicht daran gelegen sein 
kann, aus ihrer Produktion hervorgegangene tech- 
nische Aufgabenstellungen bekanntzugeben, bevor 
sie nicht ihren Niederschlag in firmeneigenen Pa- 
tentanmeldungen gefunden haben. Deshalb ver- 
spricht sich die Bundesregierung von der Errichtung 
und Finanzierung einer Erfinderbörse keinen Erfolg. 

Um das Interesse zu wecken, für die Volkswirtschaft 
wertvolle Erfindungen zu machen, deren Verwer- 
tung der Allgemeinheit zugute kommt, legt die 
Bundesregierung in Einzelveröffentlichungen kon- 
krete technische Probleme dar. So hat z. B. die Dar- 
stellung der Notwendigkeit energiesparender Tech- 
nologien zu einer großen Zahl von anregenden Vor- 
schlägen aus allen Kreisen der Bevölkerung geführt. 
Jeder einzelne Vorschlag wurde und wird sehr sorg- 
fältig geprüft und - soweit er technisch durchführbar 
und wirtschaftlich sinnvoll ist - in Öffentliche För- 
dermaßnahmen einbezogen. Die Mitarbeit der Bür- 
ger an der Lösung der konkreten Probleme zu 
erreichen, ist Ziel und zugleich Vorbedingung einer 
Forschungspolitik im Dienst der Gesellschaft. 


7. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das 
Arbeitnehmererfindergesetz in seiner Fassung 
vom 25. Juli 1957 aufgrund der nunmehr vor- 
liegenden Erfahrungen unverändert beibehal- 
ten werden sollte? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß das Gesetz 
über Arbeitnehmererfindungen vom 25. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 756) unverändert beibehalten 
werden sollte. Das Gesetz, das im Jahr 1957 vom 
Deutschen Bundestag einstimmig verabschiedet wor- 
den ist, hat sich in der Praxis bewährt und hat einen 
erheblichen sozialen Fortschritt gebracht. Mißstände, 
denen mit den in diesem Gesetz vorgesehenen Mit- 
teln nicht ausreichend begegnet werden kann, sind 
der Bundesregierung bisher nicht bekannt ge- 
worden. 


Das deutsche Gesetz über Arbeitnehmererfindungen 
wird auch in anderen Ländern als vorbildlich ange- 
sehen. Es enthält eine ausgewogene Lösung des 
Konflikts zwischen dem arbeitsrechtlichen Grund- 
satz, daß das Arbeitsergebnis dem Arbeitgeber zu- 
fällt, und dem erfinderrechtlichen Grundsatz, daß die 
Erfindung dem Erfinder gehört. Die gerade im Inter- 
esse der Erfinder getroffene Regelung, daß der 
Arbeitgeber Rechte an der Diensterfindung nur 
durch Ausübung seines Rechts zur Inanspruchnahme 
der Erfindung erwerben kann und mit der unbe- 
schränkten Inanspruchnahme die Verpflichtung zur 
Patentanmeldung und zur Zahlung einer Vergütung 
übernimmt, hat in den meisten Staaten der Welt 
keine Parallele. Durch die gesetzlich geregelte Ver- 
pflichtung des Arbeitgebers, die mit Kosten verbun- 
dene Patentanmeldung für eine unbeschränkt in An- 
spruch genommene Erfindung zu übernehmen und 
eine Vergütung zu zahlen, hat der deutsche Arbeit- 
nehmererfinder im Verhältnis zu Arbeitnehmern in 
anderen Ländern eine wesentlich bessere Stellung 
erlangt. Die günstigen Auswirkungen, die schon 
heute vom deutschen Recht der Arbeitnehmererfin- 
dungen auf die bestehenden internationalen Bestre- 
bungen nach einheitlichen, die Rechtsstellung von an- 
gestellten Erfindern verbessernden Vorschriften - 
insbesondere auch im europäischen Raum - aus- 
gehen, bestärken die Bundesregierung in ihrer An- 
sicht, daß das sozial fortschrittliche Gesetz über 
Arbeitnehmererfindungen nicht geändert werden 
sollte. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung insbeson- 
dere § 12 Abs. 3 des Arbeitnehmererfinder- 
gesetzes, wonach der Arbeitgeber die Entschä- 
digung für die Enteignung des geistigen Eigen- 
tums seines Arbeitnehmererfinders einseitig 
festsetzen kann, und besteht nach Ansicht der 
Bundesregierung hier noch ein Zusammenhang 
mit der VO vom 12. Juli 1942 über die Be- 
handlung von „Gefolgschaftsmitgliedern"? 

Entgegen der in der Fragestellung zum Ausdruck 
kommenden Auffassung kann von einer „Enteig- 
nung des geistigen Eigentums" des Arbeitnehmer- 
erfinders keine Rede sein. Das Inanspruchnahme- 
recht des Arbeitgebers beruht vielmehr darauf, daß 
eine Diensterfindung, die der Arbeitgeber in An- 
spruch nehmen kann, nur dann vorliegt, wenn sie 
maßgeblich auf Erfahrungen oder Arbeiten des Be- 
triebes beruht. Eine solche Erfindung stellt also nicht 
das ausschließliche Verdienst des Erfinders, sondern 
eine Gemeinschaftsarbeit des Betriebes und des Er- 
finders dar, die beiden zugute kommen muß. Die 
- gegebenenfalls gerichtliche - Auseinandersetzung 
mit dem Arbeitgeber, die sich über einen längeren 
Zeitraum erstrecken kann, wird auf den durch den 
Widerspruch des Arbeitnehmers nach § 12 Abs. 4 
des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen strei- 
tigen Teil der Erfindungsvergütung beschränkt. 

Die Vorschrift des § 12 Abs. 3 des Gesetzes über 
Arbeitnehmererfindungen, wonach der Arbeitgeber 
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nach ergebnislosen Verhandlungen mit dem Arbeit- 
nehmer über die Höhe der Vergütung für eine in 
Anspruch genommene Diensterfindung diese Ver- 
gütung einseitig durch eine begründete schriftliche 
Erklärung an den Arbeitnehmer festsetzen muß, 
dient in erster Linie dem Schutz des Erfinders. Denn 
die einseitige Festsetzung der Vergütung nach dem 
Scheitern einer Vereinbarung über Art und Höhe 
der Vergütung ist zugleich mit der Verpflichtung 
des Arbeitgebers verbunden, entsprechend der Fest- 
setzung auch zu zahlen. Damit geht das Gesetz noch 
weit über die Verordnung über die Behandlung von 
Erfindungen von Gefolgschaftsmitgliedern vom 
12. Juli 1942 und die Durchführungsverordnung 
hierzu vom 20. März 1943 hinaus. Der Arbeitnehmer 
soll durch diese Regelung gerade die Gewähr dafür 
haben, spätestens im Zeitpunkt der Festsetzung der 
Vergütung durch den Arbeitgeber in den Genuß 
einer tatsächlich gezahlten Erfindervergütung zu ge- 
langen. Das Festsetzungsverfahren hat lediglich den 
Zweck, die Ermittlung der angemessenen Vergütung 
zu erleichtern und zu beschleunigen. 


9. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß bei 
unzureichender Festsetzung der Höhe der Ar- 
beitnehmererfindungsvergütung nur in Aus- 
nahmefällen die hierfür eingerichtete Schieds- 
stelle und noch viel seltener die hierzu berufe- 
nen Patentgerichte angerufen werden und daß 
letzteres in der Regel erst nach der Beendigung 
des Dienstverhältnisses geschieht? 

Nach der vom Deutschen Patentamt im Blatt für 
Patent-, Muster- und Zeichenwesen 1974, Seite 106, 
veröffentlichten Statistik sind bei der Schiedsstelle 
nach dem Gesetz über Arbeitnehmererfindungen 
beim Deutschen Patentamt in den Jahren von 1957 
bis 1973 insgesamt 1052 Anträge für 3436 Schutz- 
rechte bearbeitet worden. Die Zahl der Anträge pro 
Jahr nimmt seit 1970 ständig zu. Welche Gründe für 
die Anrufung der Schiedsstelle oder für die Unter- 
lassung einer Anrufung im einzelnen maßgeblich 
waren, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Die 
Bundesregierung hat auch keinen Einfluß darauf, 
daß die Arbeitnehmererfinder die ihnen nach dem 
Gesetz zustehenden Rechte auch tatsächlich wahr- 
nehmen. 


10. Geht es hieraus nicht hervor, daß die einseitige 
Festsetzung der Höhe der Arbeitnehmer- 
erfindungsvergütung durch dei^ Arbeitgeber 
und deren Endgültigkeit, wenn der Arbeit- 
nehmer aus Angst vor der Kündigung kein 
Rechtsmittel einlegt, eine ständige und gesetz- 
lich geförderte Gefährdung des Betriebsfrie- 
dens erzeugt? 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß für eine 
solche Schlußfolgerung. Sie weist darauf hin, daß 
der Arbeitnehmer Maßnahmen des Arbeitgebers, die 
dieser mit Rücksicht auf die Wahrnehmung der 
Rechte aus dem Gesetz über Arbeitnehmererfindun- 


gen durch den Arbeitnehmer ergreift, nach allge- 
meinen arbeitsrechtlichen Grundsätzen durch die 
Gerichte für Arbeitssachen überprüfen lassen und 
bei vertragswidrigen Maßnahmen verlangen kann, 
daß diese rückgängig gemacht werden oder daß 
Schadenersatz geleistet wird. Insbesondere gegen 
eine ungerechtfertigte Kündigung ist der Arbeit- 
nehmer durch die Vorschriften des Kündigungs- 
schutzgesetzes geschützt. Zudem kann vertrags- 
widrigen Maßnahmen des Arbeitgebers durch die 
Mitwirkung des Betriebsrats vorgebeugt werden. 
Schließlich ist in diesem Zusammenhang auch auf 
die in § 21 des Gesetzes ausdrücklich vorgesehene 
Institution des Erfinderberaters hinzuweisen. 


11. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Arbeitnehmererfindergesetz dem Arbeitnehmer 
keinen Schutz davor bietet, wenn der Arbeit- 
geber nach Erfüllung der Meldepflicht des 
Arbeitnehmers behauptet, dessen Diensterfin- 
dung sei ihm bereits bekannt oder sie sei vom 
Arbeitgeber oder dem Vorgesetzten des Ar- 
beitnehmers maßgeblich miterfunden worden? 

Wie bereits in der Antwort zu Frage 8 ausgeführt 
wurde, liegt eine Diensterfindung nur dann vor, 
wenn sie unter maßgeblicher Mitwirkung des 
Arbeitgebers zustande gekommen ist. Es trifft je- 
doch nicht zu, daß das Gesetz über Arbeitnehmer- 
erfindungen dem Arbeitnehmer keinen Schutz bietet, 
wenn der Arbeitgeber nach Meldung einer Erfin- 
dung zu Unrecht behauptet, die erfinderische Idee 
sei ihm bereits bekannt gewesen oder der Arbeit- 
geber selbst oder ein Vorgesetzter des Arbeitneh- 
mers sei Miterfinder. Das Gesetz verpflichtet den 
Arbeitgeber, sich innerhalb von drei Monaten nach 
der Erfindungsmeldung zu entscheiden, ob er eine 
Diensterfindung in Anspruch nehmen oder freigeben 
will (§ 6 ArbnEG). Lehnt der Arbeitgeber die Inan- 
spruchnahme - aus welchen Gründen auch immer - 
ab, so wird die Erfindung frei, und der Arbeitneh- 
mer kann darüber wie ein freier Erfinder verfügen. 
Die dabei etwa auftretenden Fragen, ob der Arbeit- 
geber an der Erfindung ein Vorbenutzungsrecht 
nach § 7 des Patentgesetzes hat oder ob andere 
Personen als Miterfinder in Betracht kommen, ist 
dann keine Frage des im Gesetz über Arbeitnehmer- 
erfindungen geregelten Verhältnisses zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmererfinder, sondern 
eine allgemeine Frage des Erfinder- und Patent- 
rechts. 

Nimmt der Arbeitgeber die Erfindung unbeschränkt 
in Anspruch, so muß er nach den Vorschriften des 
Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen die Erfin- 
dung zum Patent anmelden (§ 13) und eine Ver- 
gütung zahlen (§§ 9 bis 12). Will der Arbeitgeber 
mit einer der in der Frage genannten Begründungen 
die Höhe der Vergütung mindern, so muß er, wenn 
er keine Einigung mit dem Arbeitnehmer erzielt, 
die Vergütung festsetzen und in der festgesetzten 
Höhe zahlen (§12 Abs. 3). Der Arbeitnehmer kann 
wegen seiner den festgesetzten Betrag überschrei- 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2758 


tenden Vergütungsforderung die Schiedsstelle nach 
dem Gesetz über Arbeitnehmererfindungen beim 
Deutschen Patentamt anrufen und danach gegebe- 
nenfalls ein gerichtliches Verfahren einleiten. 


12. Ist es noch tragbar, daß der Arbeitnehmer- 
erfinder in dem Konkurs des Arbeitgebers 
nach § 27 des Arbeitnehmererfindergesetzes 
nur ein Vorkaufsrecht und auch dieses nur für 
den Fall der Verwertung der ursprünglichen 
Arbeitnehmererfindung durch den Konkurs- 
verwalter besitzt? 

13. Wäre es hier nicht angemessen, dem Arbeit- 
nehmererfinder hinsichtlich seines ursprüng- 
lichen geistigen Eigentums im Konkurs des 
Arbeitgebers ein gesetzliches Aussonderungs- 
recht zuzubilligen? 

Es trifft nicht zu, daß dem Arbeitnehmer im Falle 
des Konkurses des Arbeitgebers nur ein Vorkaufs- 
recht nach § 27 Abs. 1 des Gesetzes über Arbeit- 
nehmererfindungen zusteht. Zusätzlich sind nach 
§ 27 Abs. 2 des genannten Gesetzes seine An- 
sprüche auf Vergütung für eine vom Arbeitgeber in 
Anspruch genommene Diensterfindung bevorrechtig- 
te Konkursforderungen. Sie gehen allen Konkurs- 
forderungen vor, die nicht den Rang des § 61 Abs. 1 
Nr. 1 der Konkursordnung haben. 

Die Einführung eines Aussonderungsrechts des 
Arbeitnehmers an der Diensterfindung, die im Wege 
der unbeschränkten Inanspruchnahme nach § 7 
Abs. 1 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen 
auf den Arbeitgeber übergegangen ist, würde der 
Regelung des § 1 Abs. 1 der Konkursordnung wider- 
sprechen, wonach die Konkursmasse das gesamte 
einer Zwangsvollstreckung unterliegende Vermögen 
des Gemeinschuldners, welches ihm zur Zeit der 
Eröffnung des Verfahrens gehört, umfaßt. Außer- 
dem würde ein solches Aussonderungsrecht den 
Interessen der übrigen Gläubiger, namentlich der 
anderen Arbeitnehmer, in nicht zu rechtfertigender 
Weise zuwiderlaufen. 

Bei Einräumung eines uneingeschränkten Aussonde- 
rungsrechts an der Diensterfindung würde auch der 
Anteil des Betriebes an dem Zustandekommen die- 
ser Erfindung in ungerechtfertigter Weise unberück- 
sichtigt bleiben. Daher müßte der Arbeitnehmer 
diesen Anteil des Betriebes im Falle der Ausübung 
des Aussonderungsrechts vergüten. Auch unter die- 
sem Gesichtspunkt geht das Gesetz über Arbeitneh- 
mererfindungen den richtigen Weg, indem es dem 
Arbeitnehmer für den Fall des Konkurses des 
Arbeitgebers ein Vorkaufsrecht an der von ihm 
gemachten Diensterfindung einräumt. 


14. Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
der Arbeitnehmererfinder bei unbeschränkter 
Inanspruchnahme seiner Diensterfindung durch 
den Arbeitgeber weder deren Auswertung 
noch deren Übertragung verlangen kann und 
daß ihm insbesondere große Schwierigkeiten 


beim Nachweis der angemessenen Höhe für 
die Arbeitnehmererfindungsvergütung für so- 
genannte „Schubladenpatente" entstehen? 

a) Es trifft nicht zu, daß der Arbeitnehmer nach 
unbeschränkter Inanspruchnahme seiner Dienst- 
erfindung von dem Arbeitgeber weder deren 
Auswertung noch deren Übertragung verlangen 
kann. Das Gesetz über Arbeitnehmererfindungen 
regelt in § 14 Abs. 2 und in § 16 Abs. 1 mehrere 
Fälle, in denen der Arbeitnehmer auch nach unbe- 
schränkter Inanspruchnahme einen Anspruch auf 
Freigabe oder Übertragung der Erfindung hat. 
Der Gesetzgeber hat unter Abwägung der ent- 
gegengesetzten Interessenlagen von Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer die übertragungs- und Ver- 
wertungsansprüche auf die genannten Fälle be- 
schränkt. Die Bundesregierung hält diese Ent- 
scheidung des Gesetzgebers für sachgerecht. 

b) Die Ermittlung der angemessenen Vergütung für 
eine in Anspruch genommene Diensterfindung ist 
immer mit Problemen verbunden. Deshalb sieht 
§ 11 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen 
den Erlaß von Richtlinien über die Bemessung 
der Vergütung nach Anhörung der Spitzenver- 
bände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor. 
Die nach § 11 des Gesetzes über Arbeitnehmer- 
erfindungen erlassenen Richtlinien für die Ver- 
gütung von Arbeitnehmererfindungen im pri- 
vaten Dienst vom 20. Juli 1959 (Beilage zum 
Bundesanzeiger Nr. 156 vom 18. August 1959) 
geben bei sogenannten Vorratspatenten aus- 
reichende Hinweise für die Bemessung der Ver- 
gütung. Nach Nr. 21 der Richtlinien soll bei Vor- 
ratspatenten der Wert der Erfindung geschätzt 
werden, wobei nach Nr. 13 der Richtlinien von 
dem Preis ausgegangen werden kann, den der 
Betrieb hätte aufwenden müssen, wenn er die 
Erfindung von einem freien Erfinder hätte erwer- 
ben wollen. Bei Vorratspatenten, für die eine 
spätere Nutzung beabsichtigt ist, soll nach Nr. 
21 der Richtlinien der voraussichtlich zu erzielen- 
de Nutzen Anhaltspunkt für die Schätzung des 
Erfindungswertes sein. 


15. Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, Entscheidungen über die Arbeit- 
nehmererfindungsvergütung einer unpartei- 
ischen behördlichen Stelle zu übertragen, diese 
mit den notwendigen Auskunftsrechten und 
dem Recht einer Beweisaufnahme auszustatten 
sowie zur Wahrung des Betriebsfriedens im 
Rechtsstreit ausschließlich diese behördliche 
Stelle als den Antragsgegner zu behandeln? 

Die Bundesregierung könnte die Einrichtung einer 
behördlichen Stelle, der die Festsetzung der Ver- 
gütung für eine Arbeitnehmererfindung übertragen 
würde, nicht befürworten, weil sie dem Arbeitneh- 
mer gegenüber dem geltenden Recht erhebliche 
Nachteile bringen würde. Während der Arbeitneh- 
mer nach geltendem Recht möglichst frühzeitig we- 
nigstens eine Mindestvergütung erhält, wie in der 
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Antwort zu Frage 8 dargelegt worden ist, würde 
der Arbeitgeber bei einer behördlichen Festsetzung 
der Vergütung in Zweifelsfällen erst nach Aus- 
schöpfung des Rechtsweges in den Genuß einer Ver- 
gütungszahlung kommen. 

Angesichts der in der Antwort zu Frage 1 dargeleg- 
ten großen Zahl von Arbeitnehmererfindungen, für 
die eine Vergütung festgesetzt werden müßte, könn- 
te eine Festsetzungsbehörde nur unter Aufwendung 
erheblidier Haushaltsmittel geschaffen werden. 
Einen solchen Aufwand hält die Bundesregierung 
auch wegen der damit verbundenen Nachteile für 
den Arbeitnehmer nicht für vertretbar. 


16. Warum werden die entsprechenden Richtlinien 
für Arbeitnehmererfindungsvergütungen nicht 
verbessert und einstweilen die sich aus diesen 
Richtlinien ergebende Vergütung im Falle er- 
folgreicher Verwertung nicht als Mindest- 
entgelt des Arbeitnehmers normiert? 

a) Die Richtlinien für die Vergütung von Arbeit- 
nehmererfindungen im privaten Dienst vom 
20. Juli 1959 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 
156 vom 18. August 1959) haben sidi in der 
Praxis bewährt. Ein Bedürfnis zur Änderung der 
Richtlinien besteht nicht. 

b) Die verbindliche Festlegung auch nur eines Min- 
destentgeltes ist wegen der großen Unterschiede 
der zu erfassenden Sachverhalte nicht möglich. 
Das Setzen starrer Rechtsnormen würde vielfach 
zu unbilligen Lösungen zu Lasten der Arbeitneh- 
mer führen. Deshalb ist es auch im Interesse 
des Arbeitnehmererfinders notwendig, für die 
Vergütung von Diensterfindungen lediglich un- 
verbindliche Richtlinien zu erlassen. Bei der Er- 
mittlung der angemessenen Vergütung im Ein- 
zelfall kann im übrigen die große Erfahrung der 
Schiedsstelle beim Deutschen Patentamt nutzbar 
gemacht werden. Sie kann im Streitfall ange- 
rufen werden und vor Einleitung eines Prozesses 
unter Berücksichtigung der Richtlinien die Ange- 
messenheit der Vergütung prüfen und gegebe- 
nenfalls Vorschläge für eine anderweitige Be- 
messung der Vergütung unterbreiten, wenn im 
Einzelfall ein Abweichen von den Richtlinien ge- 
rechtfertigt und geboten erscheint. Erhielten die 

\ Richtlinien den Charakter von Mindestrechts- 
normen, so würde auch die Ermittlung der ange- 
messenen Vergütung keineswegs beschleunigt 
werden, weil die Schwierigkeiten dieser Ermitt- 
lung durch die Festsetzung einer Mindestver- 
gütung unverändert blieben. 

Im übrigen muß in Zweifel gezogen werden, daß 
die Festlegung eines Mindestentgelts in einer 
Rechtsnorm den Arbeitsfrieden verbessern würde, 
weil nicht anzunehmen ist, daß die Zahl der 
Meinungsverschiedenheiten über die Höhe der 
die Mindestvergütung übersteigenden Vergü- 
tungszahlung geringer würde als nach geltendem 
Recht. Es bestünde vielmehr die Gefahr, daß die 
Arbeitgeber zunehmend versucht wären, bei 


Meinungsverschiedenheiten mit dem Arbeitneh- 
mer zunächst nur die Mindestvergütung festzu- 
setzen und zu zahlen, obwohl eine höhere Ver- 
gütung angemessen wäre. 


17. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Kunststoffspritzen von deutschen Erfindern 
maßgeblich beeinflußt, das Patent aber den- 
noch mangels „Erfindungshöhe" versagt wor- 
den ist? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Entwick- 
lung des Kunststoffspritzens von deutschen Erfin- 
dern maßgeblich beeinflußt worden ist. Dementspre- 
chend sind dem Deutschen Patentamt eine Vielzahl 
von Patentanmeldungen auf dem Gebiet des Kunst- 
stoffspritzens - auch von deutschen Anmeldern - 
eingereicht worden, die auch in einer Vielzahl von 
Fällen zur Patenterteilung geführt haben. 

Daß im Einzelfall eine Anmeldung auf diesem Ge- 
biet mangels Erfindungshöhe zurückgewiesen wor- 
den ist, kann nicht ausgeschlossen werden. 


18. Würde demgemäß die wirtschaftliche Lage der 
deutschen Erfinder durch eine Ergänzung zu 
§ 1 des Patentgesetzes nicht wesentlich ver- 
bessert, daß nämlich im Zweifel die geforderte 
Erfindungshöhe eines Patentes bejaht werden 
muß, wenn sich der Erfindungsgegenstand als 
von erheblicher volkswirtschaftlicher Bedeu- 
tung erwiesen oder sich auf dem Markte 
durchgesetzt hat (negative Legalinterpretation 
des Rechtsprechungsrechts zur Erfindungs- 
höhe)? 

Die Bundesregierung hält eine Erweiterung des Pa- 
tentschutzes für Erfindungen, bei denen das Vor- 
liegen einer erfinderischen Tätigkeit stets dann 
unterstellt wird, wenn sie von erheblicher volks- 
wirtschaftlicher Bedeutung sind oder sich auf dem 
Markt durchgesetzt haben, für nicht gerechtfertigt. 

Jede erfinderische Tätigkeit setzt eine über dem 
Können des durchschnittlichen Fachmanns des je- 
weiligen technischen Gebiets liegende geistige 
Tätigkeit voraus. Erfindungen werden daher nicht 
deshalb geschützt, weil sie sich wirtschaftlich durch- 
gesetzt haben oder aber volkswirtschaftlich bedeut- 
sam sind, sondern weil sie die Technik durch eine 
auf einem bestimmten geistigen Niveau stehende 
Leistung bereichern. Dies bedeutet allerdings nicht, 
daß die Tatsache eines besonderen wirtschaftlichen 
Erfolges bei der Beurteilung einer erfinderischen 
Leistung im Einzelfall gänzlich außer Betracht bleibt. 
Der Erfolg kann aber immer nur ein Anzeichen, 
nicht jedoch ein Zwang zur Annahme der Erfin- 
dungshöhe sein. Diese Einschränkung ist schon des- 
halb gerechtfertigt, weil ein besonderer wirtschaft- 
licher Erfolg lediglich auf fertigungstechnischen, be- 
triebswirtschaftlichen oder organisatorischen Fak- 
toren beruhen kann und es unbillig wäre, solche nur 
wegen des besonderen Einsatzes von Kapital erfolg- 
reichen Erfindungen gegenüber anderen Erfindungen 
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kleinerer Unternehmen oder freier Erfinder bei 
gleicher geistiger Leistung durch die Gewährung 
eines Ausschließlichkeitsrechts zu begünstigen. 

Auch das Merkmal der volkswirtschaftlichen Bedeu- 
tung kann für sich allein kein Kriterium für die Be- 
jahung der Erfindungshöhe sein. Wenn für alle 
neuen Gegenstände oder Verfahren dieser Art un- 
abhängig davon, ob eine über dem Können eines 
Durchschnittsfachmanns liegende geistige Leistung 
vorliegt, Patente erteilt werden müßten, würde 
nicht nur die Zahl der Patente in untragbarer Weise 
steigen, sondern es auch dem bloßen Zufall über- 
lassen bleiben, wer, weil er als erster eine Patent- 
anmeldung einreicht, ein Patent für den betroffenen 
Gegenstand oder das Verfahren erhält. Denn auf 
vielen Gebieten liegen bestimmte technische Dinge 
mit Rücksicht auf den bekannten Stand der Technik 
nahe, und es bedarf nur eines geringen Anstoßes, 
um diese ohne große eigene geistige Leistung zu 
entwickeln. 


19. Würde die Lage der deutschen Erfinder und 
der Verwerter von Erfindungen nicht wesent- 
lich verbessert, wenn eine Frist von äußersten- 
falls fünf Jahren ab Patenterteilung für die 
Erhebung einer Nichtigkeitsklage nach § 13 
Patentgesetz (wieder) eingeführt würde? 

Die in § 37 Abs. 3 des Patentgesetzes vom 5. Mai 
1936 (RGBl. II S. 17) für die Nichtigkeitsklage aus 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Patentgesetz (Nichtigkeit wegen 
mangelnder Patentfähigkeit) vorgesehene Aus- 
schlußfrist von fünf Jahren ist bereits durch die 
Verordnung vom 23. Oktober 1941 (RGBl. II S. 372) 
wieder beseitigt worden. Die Gründe für die Ab- 
schaffung dieser Klageausschlußfrist bestehen wei- 
ter fort. Mit dem dem Patentrecht zugrunde liegen- 
den Gedanken der Belohnung erfinderischer Tätig- 
keit durch Einräumung eines zeitlich befristeten 
Ausschließlichkeitsrechts erscheint die Ersitzung 
eines solchen Rechts durch bloßen Zeitablauf unver- 
einbar. Durch die von der Rechtsprechung aner- 
kannten Möglichkeiten, die Nichtigkeitsklage im 
Verhältnis zu bestimmten Personen vertraglich aus- 
zuschließen oder im Einzelfall auch ohne eine solche 
Abrede der Nichtigkeitsklage mit dem Einwand der 
unzulässigen Rechtsausübung zu begegnen, wird be- 


rechtigten Belangen des Patentinhabers hinreichend 
Rechnung getragen. 


20. Was soll sonst seitens der Bundesregierung 
geschehen, um die wirtschaftliche und soziale 
Lage der deutschen Erfinder wesentlich zu ver- 
bessern und das Interesse am Erfinden und 
Anmelden einer Erfindung zu heben? 

a) Die Bundesregierung hat in den §§ 84 ff. des 
Regierungsentwurfs eines Dritten Steuerreform- 
gesetzes Drucksache 7/1470) vorgeschlagen, die 
bestehenden Steuervergünstigungen für Arbeit- 
nehmererfinder und für freie Erfinder zu harmo- 
nisieren und zu verbessern. Mit dem Einkommen- 
steuerreformgesetz vom 5. August 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1769) ist nur ein Teil der im Ent- 
wurf eines Dritten Steuerreformgesetzes vorge- 
schlagenen Änderungen des Einkommensteuer- 
rechts vorzeitig in Kraft gesetzt worden, um 
schon zum 1. Januar 1975 eine spürbare Entla- 
stung für die Gesamtheit der Steuerzahler zu er- 
möglichen. Die übrigen Teile des Entwurfs eines 
Dritten Steuerreformgesetzes, darunter auch die 
vorgesehenen steuerlichen Verbesserungen für 
Erfinder, sind einer späteren parlamentarischen 
Behandlung Vorbehalten worden. 

b) Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob eine 
angemessene Erweiterung des Wirkungsbereichs 
der Patentstelle für die Deutsche Forschung da- 
durch erreicht werden kann, daß sie in größerem 
Umfang den Bau von Funktionsmodellen zu Er- 
findungen vermittelt und hierdurch einen Bei- 
trag zur Erleichterung der Verwertung von aus- 
sichtsreichen Erfindungen leistet. Diese Maß- 
nahme könnte allerdings nur in Betracht gezogen 
werden, wenn erwartet werden kann, daß sie 
sich langfristig selbst trägt, also ein angemesse- 
ner Rückfluß aus Erlösanteilen von der wirt- 
schaftlichen Verwertung der Funktionsmodelle 
erzielt wird. 

c) Darüber hinaus wird zur Unterstützung von Er- 
findern, die ihre Erfindungen in eigenen Unter- 
nehmen verwerten wollen, gegenwärtig die 
Gründung einer Wagnisfinanzierungs-Gesell- 
schaft mit Bundesunterstützung vorbereitet. 
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